
 

 

 

Newsletter III/2022 

 

 

Der Newsletter des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts informiert in kompakter und 

prägnanter Form über aktuelle Entscheidungen des Gerichts, über organisatorische 

Neuerungen und sonstige Veränderungen im Finanzgericht. Er erscheint grundsätzlich 

vierteljährlich zum Quartalsende als RSS-Feed. Der Bezug ist kostenlos. Anmeldung und 

Abonnement des Newsletters können über die Homepage des Finanzgerichts 

(https://www.schleswig-holstein.de/DE/justiz/gerichte-und-justizbehoerden/FG/fg_node.html)  

vorgenommen werden. 

 

 

I. Entscheidungen 

 

Zum Begriff des ausübenden Künstlers im Sinne des § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchstabe a 

UStG  

 

Mit Urteil vom 17. Mai 2022 (Aktenzeichen 4 K 153/20) hat der 4. Senat des Finanzgerichts 

entschieden, dass am üblichen Brauchtum orientierte Trauerreden regelmäßig nicht als 

künstlerische Darbietungen im Sinne des Umsatzsteuergesetzes zu qualifizieren sind. Die 

nach der Rechtsprechung des BFH erforderliche schöpferische Gestaltungshöhe werde 

nicht bereits durch einen niveauvollen Redetext erreicht. Für die Abgrenzung einer 

künstlerischen von einer herkömmlichen unternehmerischen Betätigung komme es nicht 

auf die subjektive Einschätzung des Leistungserbringers, sondern auf die allgemeine 

Verkehrsanschauung bzw. die Perspektive des Verbrauchers an. Handele es sich bei der 

Trauerrede um ein Auftragswerk, das auf der Grundlage eines herkömmlichen, von der 
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typischen Erwartungshaltung des Bestellers geprägten Redegerüsts erstellt werde, dann 

trete eine mögliche künstlerische Ausschmückung der Rede und/oder ein subjektiv als 

Kunst empfundenes Tätigwerden hinter dem Gebrauchswert des Werks zurück. 

In dem Rechtsstreit ging es um die Abgrenzung einer künstlerischen von einer 

herkömmlichen unternehmerischen Betätigung. Der Kläger, ein Diplom-Theologe mit 

absolvierter Ausbildung zum evangelischen Pastor, begehrte für seine Umsätze als 

Trauerredner den ermäßigten Steuersatz gemäß § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchstabe a UStG 

(Darbietungen ausübender Künstler). Der BFH hatte zuvor mit Urteil vom 3. Dezember 

2015 (Aktenzeichen V R 61/14) entschieden, dass ein Trauer- oder Hochzeitsredner 

ausübender Künstler ist, wenn seine Leistungen eine „schöpferische Gestaltungshöhe“ 

erreichen. Demgegenüber spreche gegen die Einordnung einer Redetätigkeit als Kunst, 

wenn sie sich im Wesentlichen auf „eine schablonenartige Wiederholung anhand eines 

Redegerüstes“ beschränke.  

Der Kläger betonte die besondere Qualität und Individualität seiner Reden, welche stets in 

ein künstlerisches Arrangement eingebunden seien und wie eine Theaterkulisse wirkten. 

Dem trat das Finanzamt entgegen. Die vorgelegten Texte über Trauerreden seien zwar 

von Empathie und sprachlicher Geschicklichkeit geprägt. Sie höben sich jedoch nicht aus 

der Masse der zu solchen Anlässen gehaltenen Reden heraus. Es fehle deshalb die 

erforderliche individuelle schöpferische Gestaltungshöhe. 

Der 4. Senat des Finanzgerichts hatte in Auseinandersetzung mit dem verfassungs- und 

steuerrechtlichen Kunstbegriff versucht, die vom BFH vorgegebenen Abgrenzungskriterien 

näher zu operationalisieren und den verbleibenden Wertungsspielraum anhand 

objektivierbarer Kriterien auszufüllen. Er hat deshalb bei der Würdigung der Reden 

ergänzend auf die Verkehrsanschauung und die Verbraucherperspektive abgestellt. 

Aufgrund der funktionalen Einbindung der Reden in vom Brauchtum geprägte Trauerfeiern 

und mit Blick auf den üblichen Erwartungshorizont der Auftraggeber gelangte der 4. Senat 

zu der Überzeugung, dass die Leistungen des Klägers trotz hohen sprachlichen Niveaus 

nicht als künstlerische Darbietung im Sinne des Umsatzsteuergesetzes zu qualifizieren 

sind. 

  

Gegen das Urteil ist Revision eingelegt worden, das Revisionsverfahren ist beim BFH unter 

dem Aktenzeichen V R 11/22 anhängig. 
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Abgrenzung von Vorsteuerabzug und Vorsteuerberichtigung gemäß § 15a Abs. 7 

UStG bei einem Scheingewerbetreibenden 

 

Mit Urteil vom 17. Mai 2022 (Aktenzeichen 4 K 55/21) hat der 4. Senat des Finanzgerichts 

erkannt, dass eine Veränderung der für den Vorsteuerabzug maßgeblichen Verhältnisse 

nach § 15a Abs. 7 UStG auch beim Übergang von der allgemeinen Besteuerung zur 

Durchschnittssatzbesteuerung gemäß § 24 UStG vorliegt. Dies gelte auch dann, wenn der 

Steuerpflichtige im Zeitpunkt des Leistungsbezuges Einkünfte aus Gewerbebetrieb (hier: 

aus einer Schlachterei) erklärte, obwohl er tatsächlich als Landwirt der 

Durchschnittssatzbesteuerung gemäß § 24 UStG unterlegen hätte. Die von vornherein 

bestehende Absicht des Steuerpflichtigen, mit den Eingangsleistungen landwirtschaftliche 

Umsätze (hier: aus Bullenmast) zu erzielen, rechtfertige nicht die rückwirkende 

Vorsteuerkürzung. Zwar kommt es für den Vorsteueranspruch gemäß § 15 Abs. 1 UStG 

wegen des Prinzips des Sofortabzugs grundsätzlich auf die im Zeitpunkt des 

Leistungsbezugs gebildete Verwendungsabsicht an. Für die Fälle des Übergangs von der 

allgemeinen Besteuerung zur Durchschnittssatzbesteuerung gemäß § 24 UStG beinhalte 

§ 15a Abs. 7 UStG jedoch eine rechtssystematisch vorrangige Spezialregelung. Darauf, 

ob die vorgelagerte allgemeine Besteuerung zu Recht erklärt wurde, komme es nicht an. 

Entscheidend sei allein der durch den Übergang der Besteuerungsform bewirkte 

Systembruch, der im Interesse der gleichmäßigen Besteuerung eine nachträgliche 

Steuerkorrektur erfordere. Allein der Umstand, dass wegen der Nichtaufgriffsgrenze 

gemäß § 15a Abs. 11 UStG in Verbindung mit § 44 Abs. 1 UStDV im Einzelfall eine 

Steuerberichtigung zu unterbleiben hat (vgl. dazu das BFH-Urteil vom 3. November 2011 

V R 32/10, Leitsatz Nr. 2, BStBl II 2012, 525), rechtfertige es nicht, das 

rechtssystematische Verhältnis der §§ 15, 15a Abs. 7 UStG zu durchbrechen. 

Der Entscheidung des 4. Senats lag ein Sachverhalt zugrunde, in dem der Kläger seinen 

Betrieb von einer Schlachterei (Gewerbebetrieb) in eine Bullenmast (Landwirtschaft) 

umgewandelt hatte. Die entsprechende Umqualifizierung der Einkunftsart machte er 

gegenüber dem Finanzamt erst einige Jahre später nach einem Wechsel in der 

steuerlichen Beratung geltend. Im Anschluss an eine Außenprüfung kürzte das Finanzamt 

die zuvor für die „Schlachterei“ gezogene Vorsteuer gemäß § 15 Abs. 4 UStG, soweit diese 

auf Eingangsleistungen für die Bullenmast bezogen war. Dabei ging es davon aus, dass 

dem Kläger bereits zu diesem Zeitpunkt bekannt gewesen war, dass er einen 

landwirtschaftlichen Betrieb unterhielt und die Eingangsleistungen für spätere 

Ausgangsumsätze aus landwirtschaftlicher Bullenmast bestimmt waren. Für derartige 
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Ausgangsumsätze gelte die Sonderregelung der Besteuerung nach Durchschnittssätzen 

gemäß § 24 UStG, so dass ein weiterer Vorsteuerabzug nach den allgemeinen Regeln 

gem. § 20 Abs. 1 Satz 4 UStG entfalle. 

Dem trat der Kläger entgegen. Er sah allenfalls eine Befugnis zur Vorsteuerberichtigung 

gemäß § 15a UStG, die jedoch wegen der Nichtaufgriffsgrenze gemäß § 15a Abs. 11 UStG 

i.V.m. § 44 Abs. 1 UStDV in der vom BFH vorgenommenen Auslegung (vgl. dazu das BFH- 

Urteil vom 3. November 2011 V R 32/10, a.a.O.) nicht statthaft sei. 

Der 4. Senat des Finanzgerichts hatte somit den Tatbestand einer (nachträglichen) 

Vorsteuerkürzung gemäß § 15 Abs. 4 UStG vom Tatbestand einer Vorsteuerberichtigung 

gemäß § 15a Abs. 7 UStG aufgrund des Übergangs von der allgemeinen Besteuerung zur 

Besteuerung nach Durchschnittsätzen abzugrenzen. Dabei stellte sich zunächst die Frage, 

ob die Regelung gemäß § 15a Abs. 7 UStG auch dann einschlägig ist, wenn ein 

Scheingewerbetreibender seine Einkunftsart gegenüber der Finanzbehörde erst in einem 

Folgejahr richtigstellt, so dass die umsatzsteuerlichen Konsequenzen erst nachträglich 

gezogen werden können. Der 4. Senat hat dies bejaht. Maßgeblich sei allein das aus dem 

tatsächlichen Wechsel des Besteuerungsformats resultierende Korrekturbedürfnis. Der 4. 

Senat hat § 15a Abs. 7 UStG zugleich als die rechtssystematisch speziellere und deshalb 

vorrangige Korrekturregelung angesehen. Die Argumentation des Finanzamts, dass im 

Streitfall eine nachträgliche Veränderung der ursprünglichen Verwendungsabsicht nicht 

vorliege, spreche zwar im Allgemeinen gegen einen systematischen Vorrang des § 15a 

UStG. Umgekehrt sei jedoch in Rechnung zu stellen, dass der Gesetzgeber für den 

Wechsel im Besteuerungsformat in Gestalt des § 15a Abs. 7 UStG eine spezielle 

Korrekturvorschrift geschaffen habe, die rechtssystematisch als Fall der 

Vorsteuerberichtigung ausgestaltet sei. In Bezug auf das für die Ausgangsumsätze 

geltende Besteuerungsformat habe zudem im Jahr des Leistungsbezugs insofern noch 

keine vollständige Klarheit bestanden, als es dem Kläger freigestanden habe, gemäß § 24 

Abs. 4 Satz 1 UStG für landwirtschaftliche Umsätze innerhalb der dort genannten Frist zur 

allgemeinen Besteuerung zu optieren. 

 

Das Urteil ist rechtskräftig. 
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Ärztliche Heilbehandlungen sind auch dann gemäß § 4 Nr. 14 Buchst. a UStG 

steuerfrei, wenn sie im Rahmen von Krankenhausleistungen erbracht werden und 

diese Krankenhausleistungen ihrerseits nicht nach § 4 Nr. 14 Buchst. b UStG 

begünstigt sind, weil nicht alle Voraussetzungen dieser Norm erfüllt sind. 

 

Mit Urteil vom 17. Mai 2022 (Aktenzeichen 4 K 119/18) hat der 4. Senat des Finanzgerichts 

über die umsatzsteuerliche Begünstigung von Heilbehandlungen entschieden, die in 

einem Krankenhaus durchgeführt wurden. 

Die Klägerin erbrachte Leistungen im Bereich der ästhetisch-plastischen Chirurgie durch 

ihren Geschäftsführer und Alleingesellschafter. Streitig war, ob ein Teil dieser Leistungen, 

welcher unstreitig medizinisch indiziert war, in den Genuss der Steuerbefreiung des § 4 

Nr. 14 Buchst. a UStG kommen konnte. Das Finanzamt lehnte eine Begünstigung ab. Zwar 

seien die streitigen Behandlungen medizinisch indiziert gewesen und auch von einem Arzt 

durchgeführt worden. Aufgrund der ab 2009 geltenden Neufassung des § 4 Nr. 14 UStG 

könnten Leistungen im Rahmen eines Krankenhauses aber nur noch dann begünstigt sein, 

wenn - was hier nicht der Fall sei - auch die Voraussetzungen für begünstigte 

Krankenhausleistungen vorlägen (§ 4 Nr. 14 Buchst. b UStG). Man könne - anders als im 

Rahmen der Vorgängervorschrift - die ärztlichen Leistungen nicht mehr isolieren und 

separat nach § 4 Nr. 14 Buchst. a UStG behandeln (so auch das Finanzgericht Düsseldorf, 

Urteil vom 17. Februar 2017, 1 K 1994/13 U, EFG 2017, 1305). 

Der 4. Senat des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts hingegen ließ eine isolierte 

Betrachtung nach Maßgabe des § 4 Nr. 14 Buchst. a UStG der ärztlichen Leistungen im 

Rahmen von (nicht begünstigten) Krankenhausleistungen zu und berief sich dabei im 

Wesentlichen auf die Rechtsprechung des EuGH zum Konkurrenzverhältnis von Art. 132 

Abs. 1 Buchstabe b und Buchstabe c der Mehrwertsteuersystemrichtlinie. 

 

Die vom 4. Senat zugelassene Revision wurde eingelegt, das Verfahren ist beim BFH unter 

dem Aktenzeichen V R 10/22 anhängig. 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

6 

Verfassungsmäßigkeit des in § 52 Abs. 10 Satz 4 EStG enthaltenen 

Anwendungsbefehls, welcher die Anwendung des § 5a Abs. 4 Satz 5 bis 7 EStG für 

alle Wirtschaftsjahre nach dem 31. Dezember 1998 regelt 

 

Mit mehreren Urteilen vom 27. April 2022 (Aktenzeichen 5 K 46/21 und 5 K 47/21 – beide 

deckungsgleich – sowie 5 K 48/21) hat der 5. Senat des Schleswig-Holsteinischen 

Finanzgerichts entschieden, dass gegen den in § 52 Abs. 10 Satz 4 EStG enthaltenen 

Anwendungsbefehl, welcher die Anwendung des § 5a Abs. 4 Satz 5 bis 7 EStG für alle 

Wirtschaftsjahre nach dem 31. Dezember 1998 regelt, keine verfassungsrechtlichen 

Bedenken bestehen, da es sich nicht um eine echte Rückwirkung handelt. Der 

Gesetzgeber habe mittels der neu eingefügten Sätze 5 bis 7 des § 5a Abs. 4 EStG vielmehr 

die bestehende, über Jahrzehnte geübte Verwaltungspraxis formal in Gesetzesform 

gegossen und ihre Anwendbarkeit für alle Wirtschaftsjahre nach dem 31. Dezember 1998 

sichergestellt. 

Gemäß § 5a Abs. 4 Satz 3 Nr. 3 EStG ist ein nach Maßgabe des § 5a Abs. 4 Satz 1 EStG 

ermittelter und nach Satz 2 gesondert und einheitlich festgestellter Unterschiedsbetrag in 

dem Jahr des Ausscheidens eines Gesellschafters hinsichtlich des auf ihn entfallenden 

Anteils aufzulösen und dem Gewinn hinzuzurechnen. Der aufzulösende Betrag wird dem 

Gewinnanteil desjenigen Mitunternehmers anlässlich seines Ausscheidens aus der 

Gesellschaft zugerechnet, für den im Feststellungsbescheid nach § 5a Abs. 4 Satz 2 EStG 

entsprechende Anteile an Unterschiedsbeträgen festgestellt wurden. 

Nach der jahrzehntelang geltenden Verwaltungsauffassung und -praxis ging der 

Unterschiedsbetrag bei einer Buchwertfortführung auf den Rechtsnachfolger über. 

Entsprechend erfolgte beim Rechtsvorgänger keine Hinzurechnung (BMF-Schreiben vom 

12. Juni 2002 - IV A 6 - S 2133a - 11/02, BStBl. I 2002, 614, Rd. 28, in der Fassung des 

BMF-Schreibens vom 31. August 2008 - IV C 6 - S 2133-a/07/10001, BStBl. I 2008, 956). 

Diese sich im Widerspruch zum Gesetzeswortlaut befindliche Anwendungspraxis hatte 

ihren Hintergrund in einer sachlichen Billigkeit, weil anderenfalls in den Fällen eine 

erhebliche Schlechterstellung vorgelegen hätte, in denen die Sonderabschreibung nach § 

82 f EStDV in Anspruch genommen worden war. 

Nach dem Urteil des Finanzgerichts Hamburg vom 19. Dezember 2017, 2 K 277/16 (EFG 

2018, 655-658), sollte der Unterschiedsbetrag bei steuerneutralen Anteilsübertragungen 

zu Buchwerten (§ 6 Abs. 3 EStG, § 24 UmwStG) hingegen nicht auf den Rechtsnachfolger 

des Gesellschafters übergehen. Der BFH hatte mit Urteilen vom 28. November 2019 

(IV R 28/19, BFHE 266, 305) und vom 29. April 2020 (IV R 17/19, BFH/NV 2020, 1058-
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1060) diese vom Finanzgericht Hamburg vertretene Ausfassung bestätigt und 

entschieden, dass der in § 5a Abs. 4 Satz 3 Nr. 3 EStG angeführte Tatbestand des 

Ausscheidens eines Gesellschafters auch Übertragungen nach § 6 Abs. 3 EStG umfasse: 

Der Begriff des Ausscheidens in § 5a Abs. 4 Satz 3 Nr. 3 EStG umfasse jedes Ausscheiden 

eines Gesellschafters, d.h. jeden Verlust der (unmittelbaren) Mitunternehmerstellung, 

unabhängig davon, ob der Gesellschafter unentgeltlich oder entgeltlich, im Wege der 

Einzel- oder der Gesamtrechtsnachfolge ausscheide. Danach scheide auch derjenige im 

Sinne des § 5a Abs. 4 Satz 3 Nr. 3 EStG aus, der seinen Anteil unentgeltlich auf einen 

anderen übertrage, sei es im Wege der Einzel- oder der Gesamtrechtsnachfolge (BFH-

Urteil vom 1. Oktober 2020, IV R 4/18, BFHE 271, 154). 

Die Neufassung des § 5a Abs. 4 EStG durch das Gesetz zur Modernisierung der 

Entlastung von Abzugsteuern und der Bescheinigung der Kapitalertragsteuer 

(Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetz - AbzStEntModG) vom 2. Juni 2021 

(BGBl. I 2021, 1259) stellt nach Auffassung des 5. Senats des Finanzgerichts eine 

Reaktion des Gesetzgebers auf diese Rechtsprechung dar. In Bezug auf § 5a Abs. 4 Satz 

3 Nr. 3 EStG habe der Gesetzgeber klargestellt, dass eine Minderung einer Beteiligung 

eines Gesellschafters lediglich zu einer entsprechenden anteiligen Hinzurechnung des 

Unterschiedsbetrages führe. In den neu eingefügten Sätzen 5 und 6 des 4. Absatzes 

werde für unentgeltliche Übertragungen nach § 6 Abs. 3 EStG geregelt, dass in Fällen 

einer Übertragung eines Betriebes, Teilbetriebes oder Anteils eines Mitunternehmers an 

einem Betrieb zum Buchwert der Unterschiedsbetrag insoweit auf den Rechtsnachfolger 

übergehe und beim Übertragenden entsprechend keine Hinzurechnung erfolge. Damit 

werde die bisherige Verwaltungsauffassung und -praxis in Gesetzesform gegossen. 

Schließlich werde unter Bezugnahme auf § 182 Abs. 2 Satz 1 AO klargestellt, dass ein 

gegenüber dem Rechtsvorgänger festgestellter Unterschiedsbetrag in den Fällen, in 

denen er beim Rechtsvorgänger nicht hinzuzurechnen sei, ohne gesonderten 

Verwaltungsakt gegenüber dem Rechtsnachfolger wirke. 

 

Gegen die Urteile des 5. Senats sind Revisionen eingelegt worden, die beim BFH unter 

den Aktenzeichen IV R 12/22, IV R 13/22 und IV R 14/22 anhängig sind. 
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Zu den Voraussetzungen einer Steuerbegünstigung gem. § 12 Abs. 2 Nr. 8 a UStG 

 

Nach dem Urteil des 4. Senats des Finanzgerichts vom 28. Juni 2022 (Aktenzeichen 4 K 

96/19) kommt eine Steuerbegünstigung gem. § 12 Abs. 2 Nr. 8 a UStG auch dann in 

Betracht, wenn ein Verein (Subunternehmer-)Leistungen im Rahmen eines Zweckbetriebs 

erbringt, die sich lediglich mittelbar beim begünstigten Personenkreis niederschlagen. 

Der Kläger ist ein Verein, der nach seiner Satzung ausschließlich und unmittelbar 

gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke verfolgt (§§ 51 - 68 AO). In den 

Streitjahren führte er u. a. Transporte von Blut und Gewebeproben zwischen 

Arztpraxen/Krankenhäusern auf der einen Seite und Laboren auf der anderen Seite durch. 

Vertragliche Beziehungen bestanden dabei lediglich zwischen dem Kläger und den 

Krankenhäusern, Ärzten bzw. den Laboren. Zu den Patientinnen und Patienten, deren 

Proben transportiert wurden, bestanden keine Vertragsbeziehungen. 

Das Finanzamt lehnte eine Steuerbegünstigung dieser Leistungen nach § 12 Abs. 2 Nr. 8a 

UStG ab. Denn die Leistungen seien im Rahmen eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 

erbracht worden, der kein Zweckbetrieb im Sinne des § 66 AO sei. Die Leistungen kämen 

im Streitfall nämlich nicht unmittelbar dem begünstigten Personenkreis (Verletzte, Kranke 

und Behinderte) zugute, sondern seien gegenüber Dritten (Krankenhäusern/Laboren/ 

Ärzten) erbracht worden. 

Der 4. Senat des Finanzgerichts ließ das jedoch ausreichen. In Fortentwicklung einer 

etwas großzügigeren Rechtsprechung des BFH zu § 66 AO entschied er, dass die auf die 

Linderung der Hilfsbedürftigkeit gerichteten Leistungen einer Körperschaft den 

hilfsbedürftigen Personen bereits dann „zugutekommen“, wenn die konkreten Leistungen 

bei der betroffenen Person - sei es auch ohne Vertragsverhältnis und ohne faktischen 

Kontakt zwischen Person und Leistungserbringer - ihren Niederschlag finden, weil sie 

notwendiger Bestandteil einer erforderlichen Gesamtbehandlung sind. Auch reine 

Subunternehmerleistungen könnten daher unter § 66 AO fallen und damit in den Genuss 

der Steuerbegünstigung nach § 12 Abs. 2 Nr. 8a UStG kommen. 

 

Die vom 4. Senat gegen das Urteil zugelassene Revision wurde eingelegt und ist beim 

BFH unter dem Aktenzeichen V R 14/22 anhängig. 

  

 

 

 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR119530979BJNE002934123/format/xsl/part/S?oi=A5wnGmk3yU&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR119530979BJNE002934123/format/xsl/part/S?oi=A5wnGmk3yU&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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Rechtmäßigkeit der Auszahlungssperre gemäß § 70 Abs. 1 Satz 2 EStG n.F.  

 

Mit Urteil vom 17. Mai 2022 (Aktenzeichen 4 K 110/21) entschied der 4. Senat des 

Finanzgerichts, dass die Auszahlungssperre gemäß § 70 Abs. 1 Satz 2 EStG in seiner 

neuen Fassung rechtmäßig ist. 

Nach dieser Vorschrift erfolgt die Auszahlung von festgesetztem Kindergeld rückwirkend 

nur für die letzten sechs Monate vor Beginn des Monats, in dem der Antrag auf Kindergeld 

eingegangen ist - auch wenn der Anspruch auf Kindergeld materiell-rechtlich bereits früher 

entstanden sein sollte. 

Die Norm ist nicht neu; die sog. „Auszahlungssperre“ fand sich früher in § 66 Abs. 3 EStG. 

Allerdings stellte der BFH fest, dass die Norm des § 66 Abs. 3 EStG systematisch dem 

Festsetzungsverfahren zuordenbar ist und vertrat daher die Auffassung, dass eine - dem 

Abrechnungsverfahren zuzuordnende - Auszahlungssperre dort keine Wirksamkeit 

entfalten könne. Als Reaktion darauf hat der Gesetzgeber die Norm des § 66 Abs. 3 EStG 

aufgehoben und mit dem Gesetz gegen illegale Beschäftigung und 

Sozialleistungsmissbrauch (SozialMissbrG, BGBl. 2019, 1066) in die Vorschrift des § 70 

Abs. 1 Satz 2 EStG überführt. Die neue Vorschrift des § 70 Abs. 1 Satz 2 EStG - welche 

die Auszahlungssperre nunmehr dem „richtigen“ Erhebungsverfahren zuordnen soll - ist 

gem. § 52 Abs. 50 Satz 1 EStG auf Anträge anzuwenden, die nach dem 18. Juli 2019 

eingegangen sind. 

Die Anwendbarkeit des § 70 Abs. 1 Satz 2 EStG ist bereits in der finanzgerichtlichen 

Rechtsprechung bestätigt worden; durchgreifende (etwa verfassungsmäßige) Zweifel an 

der Rechtmäßigkeit der Norm wurden nicht erkannt (vgl. die Urteile des Finanzgerichts 

Niedersachsen vom 11. Mai 2021, 12 K 246/20; des Finanzgerichts Nürnberg vom 28. Juli 

2021, 3 K 1589/20; des Finanzgerichts Münster vom 21. Mai 2021, 4 K 3164/20); 

höchstrichterliche Rechtsprechung liegt noch nicht vor (anhängige Verfahren beim BFH 

unter den Aktenzeichen III R 21/21 und III R 28/21). 

Da die Beteiligten im beim 4. Senat des Finanzgerichts anhängigen Verfahren kein 

Einvernehmen zum Ruhen des Verfahrens erzielt hatten, hatte der Senat ohne Zuwarten 

auf ein BFH-Urteil zu entscheiden. Er hat sich der bisherigen finanzgerichtlichen 

Rechtsprechung angeschlossen. 

 

Gegen das Urteil des 4. Senats ist Revision eingelegt worden, so dass beim BFH nunmehr 

unter dem Aktenzeichen III R 27/22 ein weiteres Verfahren zu dieser Thematik anhängig 

ist. 
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 II. Finanzgericht intern 

Mit Ablauf des 30. September 2022 ist Frau Richterin am Finanzgericht Angelika Prätorius 

in den Ruhestand versetzt worden. Frau Prätorius gehörte dem Gericht seit dem Jahr 2006 

an. Begonnen hat sie ihre berufliche Laufbahn zunächst mit der Ausbildung im mittleren 

und dann im gehobenen Dienst in der Finanzverwaltung. Anschließend setzte sie ihre 

Ausbildung mit dem Studium der Rechtswissenschaft an der CAU Kiel fort und arbeitete 

parallel zu ihrem Jurastudium als Diplom-Finanzwirtin (FH) beim damaligen Finanzamt 

Kiel-Nord. Nach dem 2. Staatsexamen war sie von 1994 bis 2006 als Staatsanwältin tätig. 

Mit Frau Prätorius verliert das Finanzgericht eine fachlich ausgesprochen versierte 

Kollegin, die im Richterkreis darüber hinaus auch menschlich sehr geschätzt worden ist. 

Die Stelle von Frau Prätorius wird nachbesetzt werden. Das Stellenbesetzungsverfahren, 

das in der Zuständigkeit des Justizministeriums liegt, ist aber noch nicht abgeschlossen. 
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